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Der Verwaltungsgerichtshof nimmt eine allgemeine Pflicht der Parteien an, zur Ermittlung des maligebenden
Sachverhaltes beizutragen. Die Mitwirkungspflicht der Parteien, die jedenfalls dann anzunehmen ist, wenn sie in
Verwaltungsvorschriften vorgesehen ist, endet dort, wo es der Behdrde auch ohne Mitwirkung der Partei moglich ist,
tatig zu werden. Dieser Mitwirkungspflicht steht andererseits der Grundsatz der Amtswegigkeit des
Verwaltungsverfahrens gegentber (Hinweis E vom 10. Dezember 1991, 90/05/0231). Der sich aus 8 37 AVG ergebende
Grundsatz der Erforschung der materiellen Wahrheit bedeutet in Verbindung mit der sich aus &8 39 AVG ergebenden
Offizialmaxime aber, dass die Behdrde nicht an das tatsachliche Parteienvorbringen gebunden ist, sondern vielmehr
von sich aus den wahren Sachverhalt durch Aufnahme der nétigen Beweise festzustellen hat. Es ist nach dem AVG
nicht moglich, bestimmte Tatsachen dergestalt auRRer Streit zu stellen, dass die Behdrde aufgrund eines bestimmten
Parteivorbringens zweckdienliche Ermittlungen Uberhaupt unterlassen koénnte (vgl. VWGH vom 30. April 1998,
97/06/0225).Der Verwaltungsgerichtshof nimmt eine allgemeine Pflicht der Parteien an, zur Ermittlung des
malgebenden Sachverhaltes beizutragen. Die Mitwirkungspflicht der Parteien, die jedenfalls dann anzunehmen ist,
wenn sie in Verwaltungsvorschriften vorgesehen ist, endet dort, wo es der Behodrde auch ohne Mitwirkung der Partei
moglich ist, tatig zu werden. Dieser Mitwirkungspflicht steht andererseits der Grundsatz der Amtswegigkeit des
Verwaltungsverfahrens gegentber (Hinweis E vom 10. Dezember 1991, 90/05/0231). Der sich aus Paragraph 37, AVG
ergebende Grundsatz der Erforschung der materiellen Wahrheit bedeutet in Verbindung mit der sich aus Paragraph 39,
AVG ergebenden Offizialmaxime aber, dass die Behorde nicht an das tatsachliche Parteienvorbringen gebunden ist,
sondern vielmehr von sich aus den wahren Sachverhalt durch Aufnahme der nétigen Beweise festzustellen hat. Es ist
nach dem AVG nicht méglich, bestimmte Tatsachen dergestalt aulRer Streit zu stellen, dass die Behdrde aufgrund eines
bestimmten Parteivorbringens zweckdienliche Ermittlungen Gberhaupt unterlassen kénnte vergleiche VwGH vom 30.
April 1998, 97/06/0225).

Wie der Verwaltungsgerichtshof somit ausgesprochen hat, korrespondiert mit der amtswegigen Pflicht zur
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Sachverhaltsfeststellung die Pflicht der Parteien, an der Ermittlung des Sachverhaltes mitzuwirken. Die Offizialmaxime
entbindet daher die Parteien nicht davon, durch substanziiertes Vorbringen zur Ermittlung des Sachverhaltes
beizutragen, wenn es einer solchen Mitwirkung bedarf. Dort, wo es der Behdrde nicht mdoglich ist, den
entscheidungswesentlichen Sachverhalt ohne Mitwirkung der Partei festzustellen, ist von einer Mitwirkungspflicht der
Partei auszugehen, was insbesondere bei jenen betriebsbezogenen und personenbezogenen Umstéanden der Fall sein
wird, deren Kenntnis sich die Behorde nicht von Amts wegen verschaffen kann (vgl. VwGH vom 6. Marz 2008, ZI.
2007/09/0233; VWGH vom 28. Februar 2014, Z1.2012/03/0100).Wie der Verwaltungsgerichtshof somit ausgesprochen
hat, korrespondiert mit der amtswegigen Pflicht zur Sachverhaltsfeststellung die Pflicht der Parteien, an der Ermittlung
des Sachverhaltes mitzuwirken. Die Offizialmaxime entbindet daher die Parteien nicht davon, durch substanziiertes
Vorbringen zur Ermittlung des Sachverhaltes beizutragen, wenn es einer solchen Mitwirkung bedarf. Dort, wo es der
Behorde nicht moglich ist, den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ohne Mitwirkung der Partei festzustellen, ist
von einer Mitwirkungspflicht der Partei auszugehen, was insbesondere bei jenen betriebsbezogenen und
personenbezogenen Umstanden der Fall sein wird, deren Kenntnis sich die Behdrde nicht von Amts wegen verschaffen
kann vergleiche VWGH vom 6. Marz 2008, ZI. 2007/09/0233; VwWGH vom 28. Februar 2014, Z1.2012/03/0100).
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